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Partizipative Demokratie auf kommunaler Ebene 
Christiane Schulte 
 
Die RLS unterstützt Bürgerbeteiligungsprozesse in Mexiko, Zentralamerika und Südamerika 
und hat in diesem Jahr einige dieser Prozesse mit den Partnern gemeinsam untersucht. 
Partizipative Demokratie zielt darauf ab, dass Menschen sich an den 
Entscheidungsprozessen beteiligen, die für ihr Leben relevant sind. Ist partizipative 
Demokratie im Rahmen der gegenwärtigen Dezentralisierungsprozesse in Lateinamerika 
durchsetzbar?  Was können wir von Rosa Luxemburg für diese Frage lernen?  
 
 
Dezentralisierungsprozesse in Lateinamerika 
In Lateinamerika wurden seit den 80er Jahren in fast allen Ländern Dezentralisierungs-
prozesse initiiert. Da die Dezentralisierung meist mit einer Stärkung der kommunalen Ebene 
verbunden war, sprach man auch von der "municipalización" oder der "kommunalen 
Dezentralisierung".1 So werden heute in fast allen lateinamerikanischen Staaten die 
Bürgermeister auf kommunaler Ebene direkt gewählt, während sie Anfang der 80er Jahre 
noch vom Präsidenten oder anderen Autoritäten benannt wurden.  
 
Dezentralisierung wird in der Diskussion sehr unterschiedlich besetzt. Man unterscheidet 
zunächst verschiedene Formen: eine Dezentralisierung von Verwaltungsfunktionen oder 
öffentlichen Dienstleistungen wie Gesundheits- und Erziehungswesen, eine 
Dezentralisierung der Wirtschafts- und Entwicklungsplanung und eine politisch-administrative 
Dezentralisierung, die eine Übertragung von politischen Kompetenzen der Zentralregierung 
auf andere regionale oder kommunale Ebenen vorsieht.2  
 
Eine andere Diskussionslinie vergleicht die Ziele, die mit der Dezentralisierung verbunden 
werden. Hier können nach Sergio Boisier verschiedene Ansätze voneinander unterschieden 
werden.3 Aus neoliberaler Sicht war die Dezentralisierung in den 80er und 90er Jahren Teil 
einer Strategie, um den Einfluss des Staates aus der Wirtschaft zurückzudrängen. Der Staat 
sollte seine Größe und Gewicht verringern und Dienstleistungen und Unternehmen 
privatisieren. Der technokratische Ansatz zielte auf eine Rationalisierung und Effizienz-
steigerung staatlicher Leistungen. Man versuchte, die Verwaltung zu rationalisieren, die 
anfallenden Kosten zu verringern und die öffentlichen Dienstleistungen zu verbessern. Für 
die Entwicklungsplaner war Dezentralisierung ein Instrument, um regionale Disparitäten 
abzubauen und die Lebensverhältnisse der Bevölkerung zu verbessern. Im partizipativen 
Ansatz wird Dezentralisierung als Strategie gesehen, um die politische Partizipation der 
Bevölkerung zu erhöhen, um politische und soziale Prozesse zu demokratisieren und eine 
größere Nähe zwischen politischen und administrativen Entscheidungen und den 
Bedürfnissen und Interessen der Bürger herzustellen.  
 
Das letztgenannte Ziel, die Partizipation der Bürger an Entscheidungen, die für ihr Leben 
relevant sind, ist aus linker Sicht das wesentliches Ziel bei der Verbesserung und Vertiefung 
der Demokratie. Es war aber für die Regierungen, die internationalen Organisationen und 
Techniker, die die rechtlichen Rahmenbedingungen geschaffen haben, nicht das prioritäte 
Interesse. Partizipation sollte allenfalls funktional für die anderen Ziele sein, z.B. für die 
Legitimierung von Politik oder für die Bereitstellung von öffentlichen Dienstleistungen. 
Partizipation in diesem letztgenannten Sinne bedeutet, wer fließend Wasser oder Elektrizität 
oder eine asphaltierte Straße benötigt, beantragt dies als Projekt bei der zuständigen lokalen 
Behörde. Diese Partizipation könnte auch als Beantragung (Gestión) bezeichnet werden 
 

                                                           
1 vgl. Nolte, Detlev. Dezentralisierung und Rezentralisierung in Lateinamerika: Tendenzen und Probleme in den 
neunziger Jahren.  
2 Ebd. Seite 3. 
3 Ebd. Seiten 4, 5. 
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Die Dezentralisierungsprozesse in Lateinamerika haben vielerorts nicht die in sie gesetzten 
Hoffnungen erfüllt. Das liegt zum einen daran, dass zwischen den verschiedenen Ebenen 
Zentralregierung, Bundesstaaten/Regionen und Kommunen Macht und Ressourcen neu 
verteilt werden mussten und dadurch Konflikte entstanden. Es liegt zudem daran, dass die 
verschiedenen beteiligten Akteure unterschiedliche Zielsetzungen und Interessen vertreten. 
In manchen Fällen sind Fakultäten auf die Kommunen übertragen worden, für die sie 
keinesfalls ausreichende Kompetenzen oder Finanzmittel haben.  Es liegt aber auch daran, 
dass die meisten Länder auf eine jahrhundertealte autoritäre politische Struktur 
zurückblicken. Dezentralisierte autoritäre Strukturen werden ohne menschliches Handeln 
nicht zu demokratischen Strukturen. "Die Begeisterung für die breite Akzeptanz der 
Dezentralisierung in Lateinamerika darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Verteilung 
von Aufgaben, die vorher der Zentralstaat wahrgenommen hat, auf regionale und/oder lokale 
Gebietskörperschaften nicht per se ein Mehr an Demokratie bedeutet."4 
 
 Für Rosa Luxemburg war die kommunale Ebene keine Verlängerung der Zentralregierung, 
sondern ein eigener politischer Raum, der von der Bevölkerung genutzt werden kann, auch 
gegen die politische Richtung der Zentralregierung. Zur französischen Entwicklung Ende des 
19. Jahrhunderts schrieb sie:  "Während die Regierung die zentralisierte Staatsgewalt 
verkörpert, wächst die Munizipalität aus der lokalen Selbstverwaltung auf Kosten der 
Zentralgewalt, als Befreiung von der Zentralgewalt, heraus. ...Zentralregierung und 
Gemeinde sind (deshalb) historisch zwei entgegengesetzte Pole in der heutigen 
Gesellschaft. (...), die Selbstverwaltung ist das Element der Zukunft, an das die sozialistische 
Umwälzung in positiver Weise anknüpfen wird."5  
 
In ihrem Verständnis kann also die kommunale Ebene, unabhängig von der 
Zentralregierung, ein Ort der Selbstverwaltung sein kann. Selbstverwaltung meint hier die 
Verwaltung der lokalen Ressourcen im Sinne der Bedürfnisse der lokalen Bevölkerung. Rosa 
Luxemburg  führt die französischen Gemeinderäte an, in denen die französische 
Arbeiterpartei, " ... eine positive Kleinarbeit (verrichtet. C.S.), die sich auf verschiedenste 
Gebiete: auf das Schulwesen, Gesundheits- und Armenwesen, Beleuchtung, 
Wasserversorgung, sogar auf Theater und Kunst, erstreckt."6 Die schrittweise Durchsetzung 
von konkreten Verbesserungen der alltäglichen Alltagsbedingungen ist aus Sicht von Rosa 
Luxemburg auf lokaler Ebene möglich und sinnvoll.   
 
 
Bürgerbeteiligung in Guatemala und Nicaragua 
Sehen wir uns den gesetzlichen Rahmen für Bürgerbeteiligung und ihre Umsetzung 
beispielhaft in zwei Gemeinden in Nicaragua und Guatemala an, in denen die RLS seit 
vorletztem Jahr Bürgerbeteiligungsprozesse unterstützt.  
 
In Guatemala wurde 1985 erstmals nach fast 30 Jahren Militärregierungen eine Regierung 
demokratisch gewählt und erst weitere zehn Jahre später wurden zwischen der 
Guerrillabewegung URNG und der Regierung Friedensvereinbarungen unterschrieben. Die 
Umsetzung und insbesondere die Einführung einer demokratischen Kultur ist bis heute sehr 
mangelhaft. Teil dieser Friedensvereinbarungen sind drei Gesetze zur Bürgerbeteiligung, mit 
denen 2002 u.a. die Entwicklungsräte auf lokaler Dorf- und auf Kommunalebene eingeführt 
wurden.7   

                                                           
4 Vgl. Hengstenberg, Peter (1999). Lateinamerika in: Friedrich Ebert Stiftung. Dezentralisierung und kommunale 
Selbstverwaltung. Seite 96. 
5 Gesamtwerke 1/2, Dietzverlag 2000, Seite 62, 63 
6 ebd. Seite 67 
7 In Guatemala wurden die Kommunalstrukturen 1988 reformiert und im Gemeindekodex die Autonomie der Kommune 
gegenüber der Zentralaregierung festgeschrieben. Durch die direkte Zuwendung von zunächst 8% und dann 10% des 
öffentlichen Haushaltes finanzieren sich die Gemeinden. Festgelegt wurde im Kodex auch die "effektive, freiwillige und 
organisierte Beteiligung der Einwohner in der Lösung lokaler Probleme" (Art. 10). Erst 2002 gelang mit der Verabschiedung 
von drei Gesetzen eine Verbesserung der Bedingungen für Bürgerbeteiligung. Mit der Einrichtung von regionalen 
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In der Gemeinde San Lucas Toliman am Atitlansee in Guatemala leben zu 95% Indígenas 
der ethnischen Gruppe Kakquikel. Im Zentrum der Gemeindehauptstadt lebten die weiße 
Minderheit, die derzeit auch den Bürgermeister stellt. Dem städtischen Bereich gehören 16 
Stadtteile (barrios) an, auf den 116 km/2 Gemeindefläche verteilen sich 23 ländliche 
Comunidades, die zu San Lucas Toliman gehören.  47,8% der Bevölkerung über 15 Jahren 
konnten 2001 nicht lesen und schreiben und nach offiziellen Daten lebten im gleichen Jahr 
76,6% der Bevölkerung in Armut und 40% in extremer Armut. Das Durchschnittseinkommen 
einer Familie liegt bei 70-80 US$ im Monat.8 
 
Die gesetzlichen Rahmenbedingungen sehen Bürgerbeteiligung zunächst in den 
Comunidades und Barrios vor, in denen die Menschen leben. Der Entwicklungsrat eines 
ländlichen Dorfes (comunidad) oder eines Stadtteiles (barrio) organisiert laut Gesetz9 die 
Teilnahme der Comunidad, ihrer Organisationen und Menschen an die Durchführung eines 
Planungsprozesses, in dem Bedürfnisse, Probleme und Lösungsvorschläge für die integrale 
Entwicklung dieser Gemeinde (comunidad) definiert werden. Dieser dörfliche 
Entwicklungsrat (Consejo comunitarios de desarrollo), auch COCODE genannt, formuliert 
anschliessend Entwicklungspläne, Programme und Projekte und schlägt sie auf kommunaler 
Ebene dem Entwicklungsgemeinderat (COMUDE) vor. Er beantragt beim COMUDE die 
notwendigen Mittel, evaluiert die Durchführung, Effizienz und Wirkung bereits begonnener 
Maßnahmen und informiert seine Gemeinde regelmäßig über die Umsetzung bewilligter und 
finanzierter Projekte. Zudem sorgt der COCODE für die Koordination zwischen den 
Autoritäten der Gemeinschaft, den lokalen Organisationen und den öffentlichen und privaten 
Institutionen. Der COCODE besteht aus zwölf von der Gemeinde gewählten Vertretern und 
einem Vorsitzenden, den sogenannten Alcalde auxiliar. 
 
Im COMUDE, also dem Entwicklungsrat auf kommunaler Ebene, sind von jedem Dorfrat 
zwei Personen vertreten, um die Interessen ihrer Comunidad zu vertreten. Zudem sind 
Mitglieder des COMUDEs der gewählte Bürgermeister und die Ratsmitgliedern (Síndicos y 
Concejales), und Vertreter von öffentlichen Einrichtungen in der Gemeinde. Im COMUDE 
sind Vertreter von lokalen Organisationen nur dann vertreten, wenn sie vom Bürgermeister 
eingeladen werden. D.h. ihre Beteiligung ist optativ und hängt von dem goodwill der 
jeweiligen Autoräten ab. Zu den Aufgaben des COMUDE gehören neben anderen die 
Förderung der lokalen Bürgerbeteiligung. Der kommunale Rat berät die Vorschläge der 
COCODES und erarbeitet auf dieser Grundlagen Entwicklungspläne, -programme und -
projekte, die er der Gemeinderegierung vorschlägt. Er schlägt  Finanzzuweisungen für 
Investitionen (asignación de recursos de preinversión y de inversión pública) vor, evaluiert 
bereits begonnene Maßnahmen und informiert die COCODES regelmäßig über die öffentlich 
getätigten Ausgaben des Vorjahres. Die Entscheidungsfindung in den Räten soll nach 
Konsensprinzip, und wo das nicht möglich ist, nach dem Mehrheitsprinzip getroffen werden. 
 
Unsere Partnerorganisation unterstützt mit ihren Aktivitäten in San Lucas Toliman die 
Beteiligung von Frauen und Frauenorganisationen in den COCODES und COMUDES. Für 
die Frauengruppen führt sie Weiterbildungsmaßnahmen durch, innerhalb der Gemeinde 
organisiert sie mit den Frauen Informationskampagnen, um für die politische Partizipation 
von Frauen zu sensibilisieren und gegenüber anderen Sektoren unterstützt sie die 
Frauengruppen in ihrer Lobbyarbeit. Sensibilisiert werden hier in erster Linie die Männer und 
                                                                                                                                                                                     
Entwicklungsräten, in denen politische Autoritäten, Vertreter staatlicher Institutionen und Vertreter zivilgesellschaftlicher 
Interessensgruppen gemeinsam Entscheidungen treffen, wurde ein institutioneller Rahmen für Bürgerbeteiligung in 
Guatemala geschaffen. Entwicklungsräte existierten vor 2002 auf nationaler, regionaler und departamentaler Ebene, seit 2002 
auch auf Gemeindeebene (Consejos Municipales de Desarrollo - COMUDES) und auf Ebene der Dorfgemeinschaften 
(Consejos Comunitarios de Desarrollo - COCODES). Diese beiden lokalen Ebene sind die eigentlichen Ebenen der 
Bürgerbeteiligung, da in den anderen jeweils nur noch wenige Repräsentanten verschiedener Sektoren im Namen der 
Zivilgesellschaft vertreten sind. 
 
8 Vgl. Municipio de San Lucas Tolimann, Plan de Desarrollo Integral 2002-2012.  
9 Decreto Numero 11-2002, Congreso de la República de Guatemala 
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die Autoritäten. Ganz wesentlich sind solche Aktivitäten, die die Frauen in die Lage 
versetzen, sich selbst als handelnde Akteurinnen zu fühlen.  
 
In Nicaragua leiteten die Sandinisten nach dem Sturz Somozas zwar einen 
Regionalisierungsprozess ein, beließen die Gemeinden allerdings zunächst unter stattlicher 
Kontrolle. Erst durch die 1987 noch von den Sandinisten verabschiedete Verfassung 
erhielten die Gemeinden einen Autonomiestatus. Dieser wurde im 1988 verabschiedeten 
Gemeindeverfassungsgesetz inhaltlich bestimmt. Damit existiert in Nicaragua ein recht 
weitgehender gesetzlicher Rahmen für Bürgerbeteiligung. Art. 1 des Gemeindegesetzes (Ley 
de Municipios) definiert die Bürgerbeteiligung als grundlegend für das Funktionieren der 
Gemeinde: "El municipio es la unidad de base de la división política administrativa del país. 
Se organiza y funciona con la participación ciudadana. Son elementos esenciales del 
Municipio: el territorio, la población y su gobierno." 
 
Im Gesetz zur Bürgerbeteiligung (Ley de Participación Ciudadana) wird Bürgerbeteiligung als 
individuelle und kollektive politische Einmischung begriffen, die der Teilnahme an politischen 
Entscheidungen dient.  "Participación ciudadana es el proceso de involucramiento de los 
actores sociales en forma individual y colectiva, con la finalidad de incidir y participar en la 
toma de decisiones y gestión de politicas públicas en todos los niveles territoriales e 
institucionales para lograr el desarrollo humano sostenible" (Articulo 4, inciso sexto). 
 
Es sind in Nicaragua verschiedene Ebenen der Bürgerbeteiligung vorgesehen. Die 
Gemeindeversammlungen, die zweimal im Jahr obligatorisch einberufen werden müssen, 
stehen explizit der Bürgerbeteiligung offen. Dort wird der Jahreshaushalt und der jährliche 
Entwicklungsplan der Gemeinde diskutiert und es wird Rechenschaft über die Ausgaben des 
vergangenen Jahres abgelegt. Die Gemeindeversammlungen sind damit ein Instrument der 
Informationsvermittlung und Transparenz der Regierung gegenüber den Bürger. Die Bürger, 
lokale Organisationen und ihre Vertreter, können als Mitglieder der "Komitees für 
Gemeindeentwicklung" (Comités de Desarrollo Municipal) Einfluss auf die Vergabe von 
Geldern für Projekte innerhalb der Gemeinde nehmen. Besonders interessant in der 
nikaraguanischen Gesetzgebung ist die Festschreibung der Bürgerbeteiligung im Prozess 
der kommunalen Entwicklungsplanung.  
 
"La planificación estratégica municipal es un proceso participativo de carácter estratégico, 
plurianual, que liderado por el Gobierno Municipal, integra a la población organizada a 
participar en todas y cada una de sus fases " (Articulo 28, inciso primero, Ley de Municipios). 
 
Es werden drei verschiedene Pläne partizipativ erarbeitet: Der kommunale Entwicklungsplan 
(Plan de Desarrollo Municipal), der kommunale Investitionsplan für mehrere Jahre (Plan de 
Inversión Municipal Mulitanual) und der operative Jahresfinanzplan (Plan Operativo Anual).  
Die vorgesehene Bürgerbeteiligung setzt einen hohen Organisationsgrad innerhalb der 
Bevölkerung voraus, der nicht immer gegeben ist. Der Projektpartner Asociación de 
Desarrollo Municipal (ADM) setzt deshalb in der Kommune San José de los Remates an 
diesem Punkt an und fördert Organisationsstrukturen in ländlichen und städtischen Regionen 
des Departments Boáco. Er berät die Gemeinderegierung in der Durchführung der einzelnen 
Planungsschritte und fördert durch Bildungsmaßnahmen für beide Seiten den Kenntnisstand 
über die gesetzlichen Grundlagen und die Fähigkeit zur methodischen Umsetzung.  
 
In der Realität funktioniert weder die Bürgerbeteiligung in den Gemeinderäten in Guatemala 
noch in den partizipativen Planungsprozessen in Nicaragua. Unsere Evaluierung vor Ort,  
detaillierte Berichte der Partner und Auswertungsprozesse andere Organisationen haben 
eine Vielzahl von Problemen aufgezeigt, die von Machtmißbrauch auf lokaler Ebene, 
Informations- und Bildungsdefiziten bis hin zu finanziellen Engpässen reichen. Zum besseren 
Verständnis der lokalen Strukturen möchte ich auf drei Charakteristika von ländlichen 
Gemeinden hinweisen. 
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¾ Traditionelle Organisations-, Autoritäts- und Entscheidungsstrukturen haben in vielen 
indigenen Comunidades trotz der Bürgerkriege überlebt und vermischen sich mit von 
neuen Organisationsformen, die in der Regel von außen aufgezwungen werden. Die 
neuen Strukturen führen nicht zu einem Verschwinden der schon existierenden 
Strukturen führen, sondern verbinden sich mit diesen mehr oder weniger konfliktiv . 

¾ In den Gemeinden und den ländlichen Comunidades agieren verschiedene externe 
Akteure mit erheblichem Einfluss: konkurrierende Parteien, konkurrierende Kirchen, 
Nichtregierungsorganisationen, soziale Bewegungen und Verbände. Alle treten mit einem 
konkreten Anliegen an die Bewohner heran, suchen Mitglieder für ihr Anliegen, oft in 
Konkurrenz mit den jeweils anderen Akteuren. Das Ergebnis ist eine über verschiedene 
Themen, Interessen und Bedürfnisse zerplitterte Comunidad, die oft in rivalisierende 
Gruppen getrennt ist. 

¾ Sowohl in Nicaragua als auch in Guatemala haben langjährige Bürgerkriege und ein 
starker Zentralismus die Entwicklung demokratischer Strukturen auf lokaler Ebene 
behindert. Statt demokratischer Kultur finden wir eine politische Tradition von 
Autoritarismus vor,  die in den politischen Beziehungen rechter und linker Coleur, aber 
auch in den lokalen Organisationen und in den Strukturen der Dorfgemeinschaften 
vorherrschen. Demokratie bedeutet für viele Menschen nicht einmal repräsentative 
Demokratie, sondern lediglich der Wechsel der Parteien in den öffentlichen Ämtern. Das 
Vertrauen in die politischen Parteien ist gering, da Parteien und lokale Amtsinhaber die 
zeitweilige Macht für eigene Interessen ausnutzen. Nur wenige lokale gewählte 
Autoritäten haben Prozesse zugunsten der ärmsten Bevölkerungsgruppen in Gang 
gesetzt. Allerdings können gerade indigene Gruppen auf eigene Demokratieerfahrungen, 
die mehr mit Konsensfindung als mit Mehrheitsdemokratie zu tun haben, zurückgreifen. 

 
Die komplexen Organisationsstrukturen, der traditionelle Autoritarismus und der Einfluss 
externer Akteure verkomplizieren die Umsetzung der partizipativen Demokratie auf lokaler 
Ebene. Einige der Probleme, die wir bei der Umsetzung gefunden haben, möchte ich in drei 
Problembereichen darstellen, die Logik der Dezentralisierung, lokale Autoritätsstrukturen und 
die Schwierigkeit der Bevölkerung, sich in Subjekte zu verwandeln. 
 
Problembereiche der partizipativen Demokratie auf kommunaler Ebene 
 
1. Die Dezentralisierung und die Gesetze zur Bürgerbeteiligung wurden "von oben" und 

ohne Rücksicht auf lokale Besonderheiten eingeführt. Sie konkurrieren in der Umsetzung 
auf lokaler Ebene mit den bereits vorhandenen Organisations- und Autoritätsstrukturen. 
Wir konnten beipielsweise feststellen, dass in den neu gegründeten dörflichen und 
kommunalen Entwicklungsräten in Guatemala die Frauen noch weniger Einfluss haben, 
als sie das bereits in den bis dato existieren Komitees und anderen Organisationen 
hatten. Als problematisch hat sich auch herausgestellt, dass im Rahmen von 
Dezentralisierung und mit der Übertragung von öffentlichen Dienstleistungsaufgaben auf 
die Kommunen, sich die Funktion von lokalen Organisationen geändert hat. Sie müssen 
nun überlebensnotwendige Güter einwerben und haben damit oft ihre politische Funktion 
verloren. Statt Incidencia política sind die sozialen Organisationen auf lokaler Ebene zu 
gestores de proyectos geworden. Die Ursachen sind in der extremen Armut und 
Ausgrenzung zu sehen. Gleichzeitig stellt die Zentralregierung, die diese Prozesse 
eingeleitet hat, nicht die notwendigen Ressourcen zur Verfügung, die für ein gutes 
Gelingen notwendig sind. In Guatemala hat es an einer massiven Informationskampagne 
gefehlt, um die Existenz und Funktionsweise der Räte in der Bevölkerung bekannt zu 
machen. Damit fehlen gerade den COCODES auf lokaler Ebene die finanziellen, 
technischen und methodischen Ressourcen, um die Bürgerbeteiligung umzusetzen.  

 
2. Ein rechtlicher Rahmen für Bürgerbeteiligung ist notwendig, aber nicht ausreichend. 

Damit die rechtlichen Bestimmungen auch umgesetzt werden können, bedarf es einer 
Bereitschaft der lokalen Autoritäten, Bürgerbeteiligung zuzulassen und mitzutragen. In 
Nicaragua wird in manchen Gemeinden das Gesetz zur Bürgerbeteiligung nicht 
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vollständig durchgesetzt. 10  Die Bürger werden nicht zu den Gemeindeversammlungen 
eingeladen und die Comités de Desarrollo Municipal werden nicht repräsentativ von der 
Bevölkerung besetzt. Der Bürgermeister ernennt eigenmächtig ihm nahestehende 
Personen. In San Lucas Toliman in Guatemala hat der derzeitige Bürgermeister die 
Vorsitzenden der Dorfräte selbst ernannt statt sie von der Bevölkerung wählen zu lassen, 
er hat sich monatelang geweigert, den COMUDE einzuberufen und ist nicht bereit, 
Informationen über den kommunalen Haushalt sowie die Finanzierung von Projekten 
weiterzugeben. Dahinter stecken politische Interessen lokaler Autoritäten, ihre 
Weigerung ihre traditionelle Position "absoluter Macht" zu teilen und juristische Aspekte: 
Obwohl die Gesetze Bürgerbeteiligung vorschreiben, ist bisher keine Kommune 
sanktioniert worden, wenn sie das nicht getan hat. Ein anderes Problem besteht in 
solchen Organisationen,  die vorgeben, die lokale Bevölkerung und ihre Interessen zu 
vertreten, diese aber nicht wirklich repräsentieren. Sie verhindern durch ihr Agieren oft 
die Beteiligung weiterer Bevölkerungsgruppen.11 

 
3. Der dritte Problembereich hängt damit zusammen, dass viele Menschen auf lokaler 

Ebene sich nicht  als Ciudadanos/ Bürger fühlen. Das geringe Vertrauen der Menschen 
in die Demokratie hat mit dem unzureichenden Erleben von Demlkratie zu tun und hängt 
zudem mit den politischen Parteien und ihren Demokratiedefiziten zusammen. So 
vertrauen heute viele Menschen nicht mehr in Parteien, auch nicht in linke Parteien, wie 
die URNG oder die FSLN. Die Bevölkerung ist enttäuscht über die vielen 
Versprechungen, die enttäuscht wurden. In San Lucas Tolimán hat die vorherige 
Gemeinderegierung über zwei Jahre Bürger an der Ausarbeitung eines kommunalen 
Entwicklungsplan beteiligt und damit viele Erwartungen und Hoffnungen erweckt. Der 
folgende Bürgermeister hat diesen Prozess ignoriert und sich geweigert, ihn fortzusetzen. 
Das hat erneutes Mißtrauen in der Bevölkerung produziert. Sie hat sich massiv gegen die 
Auflösung des COMUDE gewehrt, sie hat es aber noch nicht geschafft, die Umsetzung 
des kommunalen Entwicklungsplanes einzufordern. Sich "Ciudadano" zu fühlen ist kein 
Zustand, der sich von heute auf morgen einstellt. Er kann nur ein Resultat von 
Bildungsprozessen, Sozialisierung und politischen Erfahrungen sein.   

 
 
Rosa Luxemburg und die Frage partizipativer Demokratie 
 
 Das Konzept "partizipative Demokratie" kommt im Wortlaut bei Rosa Luxemburg nicht vor. 
Liest man aber ihre Vorstellungen zum Thema Demokratie aufmerksam durch, dann gelangt 
man zu der Schlussfolgerung, dass sie eine konsequente Verfechterin partizipativer 
Demokratie war, einer Demokratie, die nur durch die Beteiligung der Menschen und der 
Massen lebt. Nach ihrer Ansicht verwandeln sich die Menschen durch die Aktion in Subjekte. 
Sie legte dabei viel Wert auf die breite Beteiligung von Menschen an den Prozessen. 
 
In "Organisationsfragen der russischen Sozialdemokratie" beschreibt Rosa Luxemburg 1904 
am Beispiel der sozialdemokratischen Bewegung die Logik von Organisationen, die "in allen 
ihren Momenten, im ganzen Verlauf auf die Organisation und die selbstständige direkte 
Aktion der Masse berechnet ist."12 Sie weist zugleich eine Auffassung, in der das 
Zentralkomitee der eigentliche Kern, alle übrigen Organisationen ausführende Werkzeuge 
sind, stark zurück. Das Thema der Beziehung zwischen der Führung und der Basis von 
Gruppen, Organisationen und Parteien ist in fast allen Kontexten von zentraler Bedeutung, 
so auch in Bürgerbeteiligungsprozessen. Rosa Luxemburg bezeichnet hier einen immer 
                                                           
10 vgl. Miranda Miranda, Nely und Morin Munoz Sonia (2005). Sistematización. Percepciones y prácticas de 
participación ciudadana en los procesos de planificación estratégica municipales. Managua 
11 Außer dem rechtlichen Rahmen sind auch folgende Aspekte für Bürgerbeteiligung von Bedeutung: die 
Geschichte, die Politik, die sozio-kulturellen Strukturen und die Konfiguration der sozialen Akteure Vgl. 
Learning Initiative on Citizen Participation and Local Governance (2003). Marcos Legales para la Participación 
Ciudadana. Informe Síntesis. Seite 63. 
12 GW 1, 2 Dietzverlag 2000, "Organisationsfragen der russischen Sozialdemokratie, Seite 427 
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wieder kehrenden Fehler, in denen eine kleine Gruppe im selbsternannten Interesse aller, 
die Ziele und Strategie vorgibt. Dadurch wird den anderen Mitgliedern, der Basis, geradezu 
die Möglichkeit verwehrt, aktiv an einem Prozess mitzuwirken. Es wird ihnen verweht, 
Subjekt zu werden. Genau das Gegenteil fordert sie. Die Teilnahme von allen an 
demokratischen Prozessen. Solche Prozesse laufen nicht reibungslos ab. Aber die Angst vor 
Fehltritten sollte nicht dazu führen, dass man deshalb die Bürgerbeteiligung absagt. Im 
Gegensatz, die eigenen, auch fehlerhaften Erfahrungen sind Bewusstseinsprozesse.  
In "Organisationsfragen der russischen Sozialdemokratie schreibt Rosa Luxemburg: 
"Fehltritte, die eine wirklich revolutionäre Arbeiterbewegung begeht, sind geschichtlich 
unermeßlich fruchtbarer und wertvoller als die Unfehlbarkeit des allerbesten 
"Zentralkomitees."13 
 
Diese aktive Beziehung der Mitglieder zu ihrer Organisation, finden wir auch im Verständnis 
der Institutionen bei Rosa Luxemburg wieder. In ihrem Text zur russischen Revolution von 
1918 äußert sie sich zur verfassungsgebenden Versammlung. "Das alles zeigt, dass "der 
schwerfällige Mechanismus der demokratischen (Institutionen)" ein kräftiges Korrektiv hat - 
eben in der lebendigen Bewegung der Masse, in ihrem unausgesetzten Druck. Und je 
demokratischer die Institution, je lebendiger und kräftiger der Pulsschlag des politischen 
Lebens der Masse ist, um so unmittelbarer und genauer ist die Wirkung."14  Als wichtige 
demokratische Garantien eines gesunden öffentlichen Lebens und der politischen Aktivität 
der Menschen nennt Rosa Luxemburg die Pressefreiheit und das Vereins- und 
Versammlungsrecht.15 "Der einzige Weg zur Wiedergeburt ist die Schule des öffentlichen 
Lebens selbst, uneingeschränkteste breiteste Demokratie, öffentliche Meinung."16 
 
Rosa Luxemburg lässt sich in folgendem Sinne interpretieren: Die kommunale Ebene ist ein 
eigenständiger Ort für politische Prozesse. Die breite Beteiligung der Menschen an den 
Prozessen und in den demokratischen Institutionen ist grundsätzlich. Prozesse und 
Institutionen erhalten erst durch die breite Beteiligung der Menschen ihren demokratischen 
Gehalt. Die lokalen Organisationen werden handlungsfähig in dem Maße, wie sie durch die 
Beteiligung der Bevölkerung leben. Die Bevölkerung selbst verwandelt sich durch die Aktion 
zum Subjekt ihrer eigenen Geschichte.   
 
 
Was bedeutet das für unsere Gemeinden San Lucas Toliman und San José de los 
Remates? 
 
An dieser Stelle möchte ich auf einige Aspekte hinweisen, die für die Konstruktion von 
Bürgerbeteiligung wichtig sind. 
 
¾ Der rechtliche Rahmen bietet nur den Ausgangspunkt für partizipative Demokratie, zu 

seiner realen Umsetzung bedarf es einer starken Zivilgesellschaft, die sich als 
Ciudadania fühlt. 

 
¾ Es geht bei der Partiziaptiven Demokratie um langfristige Prozesse, deren Hauptziel 

zunächst darin besteht, dass soviele Menschen wie möglich den Prozess selbst gestalten 
und tragen, Fehler machen können und daraus lernen.  

 
¾ Dabei müssen jahrhundertealte autoritäre Strukturen der Kontrolle von oben von der 

Bevölkerung her in Selbstverwaltungsstrukturen von unten verändert werden.  
¾ Externe Akteure können Bildungsprozesse ermöglichen, sie können "facilitadores" sein, 

sie können aber nicht stellvertretend für die Menschen agieren.  

                                                           
13 ebd. 444 
14 Zur russischen Revolution, Teil 4, Seite 4 
15 ebd. Seite 6 
16 ebd. Seite 7 
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¾ Bildungsprozesse sind essenziell, wenn es emanzipatorische Prozesse sind, das heißt, 

Bewusstseinsprozesse, in denen Menschen sich in Subjekte ihrer eigenen Geschichte 
verwandeln. 

 
¾ Bei der Veränderung der lokalen Strukturen geht es wesentlich um die Beziehung 

zwischen der kommunalen Regierung und der lokalen Bevölkerung: Aspekte, die diese 
Beziehung ausmachen, sind Information, Transparenz, Repräsentativität und eine neue 
Auffassung von Macht. Die Zapatisten reden von "mandar obedeciendo". 

 
 
 


